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Die schwarze Erde der
Ukraine
Der Krieg folgt einer Agenda der USA, welche die fruchtbaren Böden in den umkämpften
Gebieten unter die Kontrolle westlicher Privatfirmen bringen soll.
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Nationalstolz? Kräftemessen der Brudervölker?
Entscheidungsschlacht zwischen „der freien Welt“ und



dem von Osten andrängenden Despotismus? Die
Wahrheit könnte viel einfacher sein und einen Aspekt
betreffen, der in der deutschen Presse-
Berichterstattung fast nie thematisiert wird. Im
Russland-Ukraine-Konflikt geht es um Erde — ja,
schwarze Krümel, die man zwischen seinen Händen
zerdrücken kann, „Dreck“ also nach landläufiger
Meinung. Aber es ist ein Dreck, der die Welt bedeutet.
Besonders, wenn global Hungersnöte drohen und der
Ackerboden rar wird. Bestimmte Gebiete der Ukraine,
darunter die derzeitigen Kriegsschauplätze, gehören zu
den fruchtbarsten der Welt. Wer sie kontrolliert, kann
nicht nur die Ernährungssicherheit für sein eigenes
Volk garantieren, sondern auch — was leider
zunehmend ein unlauteres Motiv in der Weltpolitik
darstellt — Völker erpressen und ausplündern. Seit
Längerem versuchen westliche Privatfirmen mit
Unterstützung ihrer Regierungen, sich den Zugriff auf
die kostbaren schwarzen Böden der Ukraine zu
sichern. Diese Strategie beginnt, Erfolge zu zeigen. Als
Störenfried wird dabei Russland betrachtet. Der
„Zankapfel“ wird indes durch Kriegsschäden
zunehmend verwüstet, wodurch im Extremfall am
Ende niemand mehr etwas von dem umkämpften
Gebiet haben wird. Ein Beitrag zum „Nahrung
(https://www.manova.news/sonderausgaben/7)“-
Spezial.

Die Ukraine, seit 2022 im Krieg gegen Russland, ist bekannt für
ihre fruchtbare Schwarze Erde (russ. Tschernosem), einem bis zu
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Die Ukraine ist, nach Russland, das zweitgrößte Land Europas, und
in letzter Zeit sind ihre umfangreichen Bodenschätze wie
Steinkohle, Eisenerz, Lithium, Graphit, Mangan, Kalium, Braunkohle,
Erdöl und Erdgas ins Gespräch gekommen. Kaum bekannt ist
jedoch, dass sie aufgrund ihrer ertragreichen Böden einen hohen
Überschuss an Agrarprodukten für den Weltmarkt liefert und vor
dem Krieg das drittgrößte Mais- sowie das fünftgrößte
Weizenexportland war (3). Auch der Weltmarktanteil an Gerste,
Sonnenblumenöl, Raps und Rüben Zuckerrüben war erheblich.

Getreideanbau und -ausfuhr

Von den jährlich produzierten rund 60 Millionen Tonnen Getreide
(hauptsächlich Mais, Weizen und Gerste) wurden über 50 Prozent
exportiert. Damit stand die Ukraine noch vor wenigen Jahren
weltweit an siebter Stelle der Getreideproduzenten (4). 2019 erzielte
sie mit rund 75 Millionen Tonnen eine Rekordernte. 2020 betrug die
Getreideproduktion rund 64,3 Millionen Tonnen (im Verhältnis dazu
lag Deutschland bei rund 43,3 Millionen Tonnen) (5). Aber nach 2022
haben sich die Bedingungen für den Anbau und Vertrieb
verschlechtert, und wie es nach mehr als drei Jahren Krieg aussieht,
steht in Frage.

Seit dem Maidan-Putsch von 2014 wird die Ukraine von
westlicher Seite aufwändig finanziell und militärisch in
ihrem Krieg gegen Russland unterstützt. Die
Getreideexporte in die EU wurden in diesem

drei Meter tiefen nährstoffreichen Humusboden, der hohe
landwirtschaftliche Erträge hervorbringt. Das Gebiet umfasst 56
Prozent der Landfläche (1), vor allem im Osten und im Süden. Das
sind mehr als 32 Millionen Hektar Ackerland, was etwa einem Drittel
der gesamten EU-Agrarfläche und 30 Prozent der weltweiten
Vorkommen an Schwarzerde entspricht (2).



Zusammenhang zeitweise subventioniert, doch das
führte zu Wettbewerbsverzerrungen und vehementen
Protesten insbesondere polnischer Landwirte (6), so
dass die Vergünstigungen wieder eingestellt wurden.

Nach Beginn des Krieges im Februar 2022 hatte Russland die
Seeausfuhren der Ukraine unter anderem über Odessa,
Tschornomorks und Juschne (Piwdenne) blockiert, worauf der
Export von Getreide ins Stocken geriet. Daraufhin kam es zu
Nahrungsmittelengpässen in sogenannten Entwicklungsländern.
Doch auf Initiative der Türkei und der Vereinten Nationen wurde im
Juli 2022 ein Schwarzmeer-Getreideabkommen, auch
„Schwarzmeer-Getreide-Initiative“ genannt, geschlossen, eine
Vereinbarung zwischen Russland und der Ukraine, vermittelt von
der Türkei und den Vereinten Nationen, die den sicheren Seeweg
garantierte (7).

Allerdings verweigerte Russland im Juli 2023 die Verlängerung des
Getreideabkommens, weil Zusagen nicht eingehalten worden seien.
Die UN hatte in einem „Memorandum of Understanding“
eingewilligt, sich für die ungehinderte Ausfuhr russischer
Lebensmittel und Düngemittel auf die Weltmärkte einzusetzen.
Außerdem hatte Russland verlangt, dass ihre Landwirtschaftsbank
wieder an das internationale Zahlungssystem SWIFT angeschlossen
werden sollte (8). Das ist unterblieben und das Abkommen lief aus.
Doch die Ukraine setzte den Export über das Schwarze Meer
unbehindert auch ohne Sicherheitsgarantien weiter fort.

Wem gehört die Schwarze Erde?

Ganz im Stillen ist nach der Machtübernahme durch die
prowestliche Kiewer Regierung die Einflussnahme des
Westens auf die ukrainische Wirtschaft erfolgt.



Nachdem gleich 2014 viele Vorstandsposten und
Führungspositionen mit Angehörigen der US-Politikerkaste besetzt
wurden (9), begann die Privatisierung öffentlicher Einrichtungen
und der Kampf um die Schwarze Erde. Das vom ehemaligen
Präsidenten Janukowitsch abgelehnte und von Petro Poroschenko
unterzeichnete Assoziierungsabkommen mit der EU, für das der
Internationale Währungsfonds (IWF) seinerzeit 17 Millionen Dollar
bereitstellte, war an Bedingungen geknüpft, die den Interessen der
USA, Großbritanniens und der EU dienten.

So wurde das Verbot des Landverkaufs von der Werchowna Rada,
dem ukrainischen Parlament, auf Druck des Westens mit dem Ziel
einer „Marktliberalisierung“ gelockert, wodurch westliche
Agrarkonzerne Zugriff erhielten. In einer Anfrage aus der Fraktion
„Patrioten für Europa“ (PfE) im Europäischen Parlament vom 13.
November 2014 an die EU-Kommission heißt es unter dem Rubrum
„Ukrainisches Ackerland zunehmend in US-Besitz“:

„Mehreren beunruhigenden Berichten zufolge kaufen vor allem US-

amerikanische, aber auch saudische Agroindustrie- und

Investmentunternehmen in großem Umfang ukrainisches Ackerland

auf. Cargill, ADM, BlackRock, Oaktree Capital Management und

Bunge Limited haben Berichten zufolge die Kontrolle über einen

Großteil des ukrainischen Ackerlandes erlangt“ (10).

Der Ökonom Frédéric Mousseau, Direktor am Oakland Institute in
Kalifornien, schrieb dazu 2015:

„Nach der Machtübernahme durch die prowestliche Regierung leitete

der IWF als Vorbedingung für die Kreditvergabe ein Reformprogramm

ein, das auf die Förderung von Privatinvestitionen im Lande abzielte.

Das Maßnahmenpaket beinhaltete auch die Reform der öffentlichen

Wasser- und Stromversorgung und die Beseitigung dessen, was die

Weltbank als ‚strukturelle Ursachen‘ der derzeitigen ukrainischen

Wirtschaftskrise bezeichnet hat: die hohen Kosten für Unternehmen,



die in dem Land Geschäfte machen. Der ukrainische Agrarsektor

gehört zu den vorrangigen Zielen ausländischer Privatinvestitionen

und wird vom IWF und von der Weltbank deshalb als prioritär

reformbedürftig eingestuft. Beide Finanzinstitutionen loben die

Bereitschaft der neuen Regierung, ihren Empfehlungen zu folgen“ (11).

Die 2014 auf den Weg gebrachte „Agrarreform“ bereitete den
„erleichterten Zugang zu Agrarland, weniger Regulierung und
Kontrollen im Nahrungsmittel- und Nutzpflanzensektor und die
Senkung von Steuern und Zöllen für Unternehmen vor“, so
Mousseau. Seine Recherche entspricht der Anfrage an die EU-
Kommission vom 13. November 2014:

„Mehreren beunruhigenden Berichten zufolge kaufen vor allem US-

amerikanische, aber auch saudische Agrar- und

Investmentunternehmen in großem Umfang ukrainisches Ackerland

auf. So sollen Cargill, ADM, BlackRock, Oaktree Capital Management

und Bunge Limited die Kontrolle über weite Teile des ukrainischen

Ackerlandes erlangt haben.“

Mousseau konstatierte:

„Der Aufwand, der um den ukrainischen Agrarsektor mit seinen

ausgedehnten Schwarzerdeböden betrieben wird, könnte kaum höher

sein.“

Und er präzisierte:

„Das Taktieren um die Kontrolle des Landwirtschaftssektors ist ein

ausschlaggebender Faktor im größten Ost-West-Konflikt seit dem

Kalten Krieg. (…) Agrarkonzerne wie Monsanto, Cargill und DuPont

sind bereits seit geraumer Zeit in der Ukraine präsent und haben ihre

Investitionen in den letzten Jahren erheblich erhöht. (…) Obwohl die

Ukraine die Herstellung von genetisch verändertem Saatgut nicht

erlaubt, enthält das Assoziierungsabkommen zwischen der Ukraine



und der EU, an dem sich der Konflikt entzündet hatte, der zur

Absetzung von Janukowitsch führte, in Artikel 404 eine Klausel, in der

sich beide Vertragspartner verpflichten, ‚die Anwendung der

Biotechnologie innerhalb des Landes auszuweiten‘“

— ein „Türöffner, wie ihn sich die großen Agro- und
Saatgutkonzerne wie Monsanto wünschen, um ihre Genprodukte
auf den europäischen Markt zu bringen“ (12).

Der Ukraine-Krieg und die Flüchtlingsproblematik
haben fast alle diese Informationen überdeckt und in
den Hintergrund gedrängt. Seit dem Regime Change
von 2014 wurde — mit weitreichenden Konsequenzen
für Europa — ein ganzes Land von ausländischen
Kräften nach und nach übernommen, doch der
Öffentlichkeit blieb das großenteils verborgen.

Ebenso, dass der Krieg hätte vermieden werden können, wie Donald
Trump zugegeben hat. „Das ist nicht mein Krieg“, erklärte er am 19.
Mai 2025. „Wir haben uns in etwas verstrickt, in das wir nicht hätten
hineingezogen werden dürfen“ (13).

Die verschwiegene ukrainische Realität

Die Ukraine war bereits wenige Monate nach dem Maidan-Putsch
bankrott und hing nur noch am Tropf des IWF und der EU. Nach
Untersuchungen der Journalisten Friedhelm Klinkhammer und
Volker Bräutigam (ehemalige Mitarbeiter des Norddeutschen
Rundfunks) hatten bis Mitte 2018 etwa acht Millionen Ukrainer ihre
Heimat auf der Flucht vor Armut und Arbeitslosigkeit verlassen. Das
Land war damals schon mit dreizehn Milliarden Euro bei der EU und
mit weiteren elf Milliarden US-Dollar beim Internationalen
Währungsfonds verschuldet. „Diese Last wäre nur zu tragen, wenn
ihr ein angemessenes Bruttosozialprodukt gegenüberstünde“, so die



Autoren 2018. Ihre damalige Prognose:

„Wie das Poroschenko-Regime jedoch die im nächsten Jahr fälligen

ersten Rückzahlungsraten aufbringen und seinen

Tilgungsverpflichtungen nachkommen will, ist völlig unklar. (…) Die

EU und der IWF machen Druck, dass die ukrainische Regierung

endlich die Beschränkungen für den Verkauf von Ackerland (den

wertvollen ‚Schwarzen Böden‘) aufhebt, an dem internationale

Investoren der Agrarindustrie großes Interesse haben. Außerdem soll

das Ausfuhrverbot für Rundhölzer demnächst abgeschafft werden. Die

ukrainischen Wälder dürften bald Vergangenheit sein“ (14).

Zu registrieren ist seit 2014 eine völlige Verelendung des
kriegsgeschüttelten Landes, das von Skandalen,
Korruption und Verbrechen heimgesucht wird. Aber
über die teilweise Zerstörung der Schwarzen Erde und
über die prekäre Situation der ukrainischen
Bevölkerung wird kaum berichtet.

Nur beiläufig erfuhr die Öffentlichkeit von einer Serie mysteriöser
Todesfälle ukrainischer Oppositioneller und ehemaliger hoher
Amtsträger, Funktionäre und Politiker. Darunter waren der
ehemalige Leiter des staatlichen Grundstücksfonds, Michael
Chechetov, der ehemalige Gouverneur von Saporischschja,
Alexander Pekluschenko, der ehemalige Vorsitzende des
Regionalrats in Charkiw, Nikolai Sergienko und der ehemalige
Bürgermeister von Melitopol, Sergei Walter. Obwohl es keine
Abschiedsbriefe gab und die Umstände auf Mord schließen ließen,
war die offizielle Version jeweils „Selbstmord“ (15).

Wie es 2022/23 in der Ukraine aussah und worüber die westlichen
Medien nicht berichteten, dokumentierte ein durchaus
glaubwürdiger Beitrag des russischen Fernsehens, aus dem der
Journalist und Russlandkenner Thomas Röper folgende Passagen
übersetzte:



„Die Ukraine hat sich in eine Wildnis verwandelt, in der jeder Bezirk

von einem eigenen Warlord befehligt wird. Odessa ging an Maxim

Marchenko, den ehemaligen Chef des nationalistischen Aidar-

Bataillons. Er wurde zum Gouverneur ernannt. Den Strand von

Langeron hat er sofort vermint. Die Zivilisten werden als

Schutzschilde benutzt. In Mariupol haben Soldaten der ukrainischen

Armee hinter einem Kindergarten Artillerie aufgestellt. In Charkiw

stehen sie mit Maschinengewehren auf den Balkonen von

Hochhäusern. Von was für humanitären Korridoren ist die Rede? Die

Einwohner von Mariupol versuchten, die Stadt zu verlassen, wurden

aber in zerschossenen Autos aufgehalten und gerieten in einen

Hinterhalt des nationalistischen Asow-Bataillons. Der Befehl lautete,

niemanden hinauszulassen und so viel Zerstörung wie möglich zu

hinterlassen (…) Sie haben die Visapflicht für ausländische Söldner

abgeschafft, ließen Gefangene frei und verteilten Waffen an alle, die

welche haben wollten, […] für Andersdenkende haben sie sogar ihre

eigene Strafe erfunden: Auspeitschen, indem man die Opfer mit

Klebeband an einen Baum bindet“ (16).

Zu allen Behauptungen wurden entsprechende Bilder gezeigt. Die
Schlussfolgerung lautete:

„Die Ukraine ist für die USA und Europa Verbrauchsmaterial, ihre

historische Aufgabe ist es, Russland zu schaden. Das ist alles.“

Der Fernsehbericht zeigte ein Land im Chaos, beherrscht von
Verbrecherbanden wie den Asow- und Aidar-Truppen, die ihre
Stellungen in der Nähe von Kindergärten oder in Wohnhäusern
einrichteten, Oppositionelle ermordeten und False-Flag-
Operationen durchführten, wie zum Beispiel in Butscha (17).

Das hielt die deutsche Regierung nicht davon ab, der Kiewer
Regierung zu versichern, dass Deutschland dieses völlig
heruntergekommene Staatswesen mit der Regierung Selenskyj
unterstützen werde, „so lange es nötig sein wird“, militärisch,



finanziell und politisch (18). Das entsprach den Vorgaben der
Obama- und Biden-Regierungen, aber nicht den deutschen
Interessen, die verantwortungslos missachtet wurden, ebenso wie
die existenzielle Gefährdung ganz Europas.

Die neuere Entwicklung

Durch die Präsidentschaft Donald Trumps hat sich die Situation für
die Ukraine, aber auch für Deutschland und Europa gravierend
verändert.

Trump, der offensichtlich den Zusammenbruch des US-
Wirtschafts- und Finanzsystems abzuwenden
beabsichtigt, will Geschäfte („Deals“) machen und hat
Abstand von der Ukraine-Politik Obamas und Bidens
genommen. Er ist an den Bodenschätzen des Landes
interessiert, um die Milliardenausgaben der USA für den
Ukraine-Krieg wieder hereinzuholen (19).

Aber das ist nicht neu. Einige Neocons und Kriegstreiber in
Washington haben diese „Investitionen“ in die Ukraine schon länger
ganz nüchtern als eine Win-win-Situation gesehen. So sagte der
prominente US-Senator Lindsey Graham am 10. Juni 2024 in einem
Interview des US-Senders CBS:

„Sie sitzen auf zehn bis zwölf Billionen Dollar an kritischen

Mineralien in der Ukraine. Ich möchte Putin dieses Geld und diese

Vermögenswerte nicht geben, um sie mit China zu teilen“ (20).

Für Graham ist die Ukraine eine Goldmine, die es auszubeuten gilt:

„Sie könnten das reichste Land in ganz Europa sein (…) Das ist eine

sehr große Sache, wie die Ukraine endet. Helfen wir ihnen, einen

Krieg zu gewinnen, den wir uns nicht leisten können, zu verlieren.“



Doch das will Trump anders regeln. Es wird sich zeigen, inwieweit
Russland, das bis vor Kurzem noch aus strategischen und
ökonomischen Gründen besiegt und entstaatlicht werden sollte, der
Trump-Regierung entgegenkommen wird.

Derweil geht der Krieg weiter. Seit 2022 sind die Gebiete im Osten
der Ukraine stark umkämpft, was aufgrund des massiven Einsatzes
von Artillerie, Drohnen und Minen unter anderem die teilweise
Zerstörung des Ackerbodens zur Folge hat. Auch die Sprengung des
Kachowka-Staudammes führte zu schweren Schäden in den
russisch kontrollierten Gebieten entlang des Dnipro und hat den
Handel mit Agrarprodukten stark beeinträchtigt.

Ein von der Natur gesegnetes Land wurde zu Teilen
zerstört und abgewirtschaftet, weil es vor der Haustür
Russlands liegt, auf dessen Ressourcen sich die
westlichen Begehrlichkeiten, abgesehen von den
strategischen Zielen, letztlich richten.

Das „Tor zu Russland“ ist auf Jahrzehnte hinaus ruiniert, und der
Wiederaufbau nach einem Friedensschluss wird Abermilliarden
kosten, die zum großen Teil von den westeuropäischen Staaten
aufgebracht werden müssen.
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